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I

( Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EG ) Nr. 2062/94 DES RATES

vom 18 . Juli 1994

zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ( ] ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz gehören zu den vorrangigen Zielen einer
wirksamen Sozialpolitik .

Die Kommission hat die von ihr geplanten Initiativen in
diesem Bereich in ihrem Aktionsprogramm für Sicherheit ,
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ( 4 )
sowie in ihrem Aktionsprogramm zur Anwendung der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Ar­
beitnehmer vorgestellt .

In seiner Entschließung vom 21 . Dezember 1987 über
Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 5 ) hat der Rat die Mitteilung der Kommis­
sion über ihr Programm für Sicherheit, Arbeitshygiene
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz begrüßt und die
Kommission unter anderem ersucht zu prüfen , wie der
Austausch von Informationen und Erfahrungen auf den
von der Entschließung erfaßten Gebieten, insbesondere
hinsichtlich der Sammlung und Verbreitung von Daten,
verbessert werden kann , sowie außerdem zu prüfen, ob es
zweckmäßig ist, einen gemeinschaftlichen Mechanismus
zur Untersuchung der sich auf einzelstaatlicher Ebene

ergebenden Auswirkungen der Gemeinschaftsmaßnahmen
in diesem Bereich zu schaffen .

In dieser Entschließung wird überdies eine Verstärkung
der Zusammenarbeit mit und zwischen den Stellen befür­
wortet, die Aufgaben in dem unter die Entschließung
fallenden Bereich wahrnehmen .

Der Rat hat ferner auf das grundlegende Erfordernis
hingewiesen, daß die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer
sich der Bedeutung der einschlägigen Probleme bewußt
sind und Zugang zu Informationen haben, wenn die in
dem Programm der Kommission befürworteten Maßnah­
men Erfolg haben sollen ..

Die umfassende, zuverlässige und objektive Sammlung,
Verarbeitung und Analyse wissenschaftlicher, technischer
und wirtschaftlicher Daten ist unerläßlich , damit den
Gemeinschaftseinrichtungen, den Mitgliedstaaten und den
betroffenen Kreisen die Informationen zur Verfügung
gestellt werden, die sie benötigen, um den an sie gerichte­
ten Anforderungen gerecht werden , die erforderlichen
Maßnahmen zur Sicherheit und zum Schutz der Gesund­
heit der Arbeitnehmer ergreifen und eine angemessene
Unterrichtung der betroffenen Personen gewährleisten zu
können .

In der Gemeinschaft und in den Mitgliedstaaten bestehen
bereits Einrichtungen , die solche Informationen liefern
und Dienstleistungen dieser Art erbringen .

Um die von diesen Einrichtungen bereits geleistete Arbeit
soweit wie möglich auf gemeinschaftlicher Ebene nutzen
zu können , sollte ein europäisches Netzwerk zur Beob­
achtung und zur Sammlung von Informationen im
Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
geschaffen werden, für dessen Koordinierung auf gemein­
schaftlicher Ebene eine Europäische Agentur für Sicher­
heit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zuständig
wäre .

Um die an sie gerichteten Anforderungen effektiver erfül­
len zu können , sollten die Gemeinschaftseinrichtungen,
die Mitgliedstaaten und die betroffenen Kreise auf eine
Agentur zurückgreifen können, um die für den Bereich

( i ) ABl . Nr. C 271 vom 16 . 10 . 1991 , S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr. C 128 vom 9 . 5 . 1994 .
( 3 ) ABl . Nr. C 169 vom 6 . 7 . 1992, S. 44 .
( 4 ) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 3 .
( 5 ) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 1 .
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erforderlich gehaltenen Mittel werden entsprechend der
Finanziellen Vorausschau im Rahmen des jährlichen
Haushaltsverfahrens festgelegt .

Der Vertrag enthält Befugnisse für die Annahme der
vorliegenden Verordnung nur in Artikel 235 —

Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sach­
dienlichen technischen , wissenschaftlichen und wirtschaft­
lichen Informationen zu erhalten .

Es empfiehlt sich daher, eine Europäische Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zu
errichten, die insbesondere die Kommission bei der
Durchführung der Aufgaben im Bereich Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz unterstützen und ,
unbeschadet der Befugnisse der Kommission , in diesem
Zusammenhang zur Entwicklung der künftigen gemein­
schaftlichen Aktionsprogramme zum Schutz der Sicher­
heit und Gesundheit am Arbeitsplatz beitragen soll .

Gemäß dem einvernehmlichen Beschluß der auf Ebene
der Staats- und Regierungschefs vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 29 . Oktober 1993
über die Festlegung des Sitzes bestimmter Einrichtungen
und Dienststellen der Europäischen Gemeinschaften
sowie des Sitzes von Europol ( J ) wird die Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ihren
Sitz in einer spanischen Stadt haben , die von der spani­
schen Regierung noch zu benennen ist . Die spanische
Regierung hat zu diesem Zweck die Stadt Bilbao
benannt.

Der Status und der Aufbau der Agentur müssen dem
objektiven Charakter der von ihr erwarteten Ergebnisse
entsprechen und es ihr ermöglichen , ihre Aufgaben in
Zusammenarbeit mit den bestehenden nationalen , ge­
meinschaftlichen und internationalen Einrichtungen
wahrzunehmen .

Die Agentur muß die Möglichkeit haben, Vertreter aus
Drittländern, von Gemeinschaftsorganen und -einrichtun­
gen sowie von internationalen Organisationen , die das
Interesse der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten an
dem von der Agentur verfolgten Ziel teilen , als Beobach­
ter einzuladen .

Die Agentur sollte Rechtspersönlichkeit besitzen und in
engem Kontakt zu den auf Gemeinschaftsebene bestehen­
den Einrichtungen und Programmen, insbesondere zur
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen stehen , um Überschneidungen zu ver­
meiden .

Die Agentur steht auf funktioneller Ebene in sehr engem
Kontakt zur Kommission und zum Beratenden Ausschuß
für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz .

Die Agentur greift für ihre Übersetzungen auf die Über­
setzungszentrale für die Einrichtungen der Union zurück ,
sobald diese Zentrale ihre Tätigkeit aufnimmt.

Der Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf­
ten soll zur Tätigkeit der Agentur beitragen . Die für

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Errichtung der Agentur

Es wird eine Europäische Agentur für Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, nachstehend „ Agen­
tur " genannt, errichtet .

Artikel 2

Ziel

Damit gemäß dem Vertrag und den nachfolgenden
Aktionsprogrammen für Sicherheit und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz die Verbesserung insbesondere der
Arbeitsumwelt gefördert wird , um die Sicherheit und die
Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen, verfolgt die
Agentur das Ziel , den Gemeinschaftseinrichtungen, den
Mitgliedstaaten und den betroffenen Kreisen alle sach­
dienlichen technischen, wissenschaftlichen und wirtschaft­
lichen Informationen auf dem Gebiet der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz zur Verfügung
zu stellen .

Artikel 3

Aufgaben

( 1 ) Zur Erreichung des in Artikel 2 festgelegten Ziels hat
die Agentur folgende Aufgaben wahrzunehmen :
a ) Sammlung und Verbreitung von technischen , wissen­

schaftlichen und wirtschaftlichen Informationen in
den Mitgliedstaaten zur Unterrichtung der Gemein­
schaftseinrichtungen, der Mitgliedstaaten und der
betroffenen Kreise; damit sollen die bestehenden ein­
zelstaatlichen Prioritäten und Programme ermittelt
und gleichzeitig die erforderlichen Daten für die Prio­
ritäten und Programme auf Gemeinschaftsebene gelie­
fert werden;

b ) Sammlung von technischen , wissenschaftlichen und
wirtschaftlichen Informationen über die Forschung im
Sicherheits- und Gesundheitsschutz sowie über andere
Forschungstätigkeiten , die Aspekte der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz einschließen,
und Verbreitung der Ergebnisse der Forschung und
Forschungstätigkeiten ;

c ) Förderung und Unterstützung der Zusammenarbeit
und des Austausches von Informationen und Erfah­
rungen zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeits­
platz , einschließlich der Unterrichtung über Schu­
lungsprogramme;(>) ABl . Nr. C 323 vom 30 . 1 1 . 1993 , S. 1 .



20. 8 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 216/3

d ) Veranstaltung von Konferenzen und Seminaren sowie
Austausch von Sachverständigen der Mitgliedstaaten
im Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
am Arbeitsplatz ;

e ) Bereitstellung der für die Formulierung und Durch­
führung einer sinnvollen und wirksamen Politik zum
Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeit­
nehmer notwendigen objektiven technischen , wissen­
schaftlichen und wirtschaftlichen Informationen für
die Gemeinschaftseinrichtungen und die Mitgliedstaa­
ten ; hierzu insbesondere Bereitstellung von techni­
schen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Infor­
mationen für die Kommission , die diese benötigt, um
ihrer Aufgabe der Ermittlung, Ausarbeitung und Eva­
luierung der Maßnahmen und Rechtsvorschriften im
Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
am Arbeitsplatz gerecht zu werden , insbesondere, was
die Auswirkungen der Rechtsvorschriften auf die
Unternehmen im allgemeinen und die kleinen und
mittleren Unternehmen im besonderen anbelangt;

f) Aufbau — in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaa­
ten — und Koordinierung des Netzwerks nach Artikel
4 , und zwar unter Berücksichtigung der einzelstaatli­
chen, gemeinschaftlichen und internationalen Agentu­
ren und Organisationen, die Informationen und
Dienstleistungen dieser Art bereitstellen ;

g ) Sammlung der aus Drittländern und von internationa­
len Organisationen ( WHO, IAO , PAHO, IMO usw.)
stammenden Informationen über Fragen der Sicher­
heit und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz
sowie Bereitstellung der betreffenden Informationen
für diese;

h ) Bereitstellung von technischen, wissenschaftlichen und
wirtschaftlichen Informationen über die Verfahren
und Instrumente zur Durchführung von Präventiv­
maßnahmen mit besonderer Berücksichtigung der spe­
zifischen Probleme der kleinen und mittleren Unter­
nehmen .

i ) Mitwirkung an der Entwicklung der künftigen
gemeinschaftlichen Aktionsprogramme zur Förderung
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am
Arbeitsplatz, und zwar unbeschadet der Befugnisse
der Kommission .

( 2 ) Damit Überschneidungen vermieden werden , arbeitet
die Agentur möglichst eng mit den auf Gemeinschafts­
ebene bestehenden Instituten , Stiftungen , Facheinrichtun­
gen und Programmen zusammen .

Artikel 4

Netzwerke

( 1 ) Die Agentur soll ein Netzwerk aufbauen , das sich
zusammensetzt aus

— den wichtigsten Bestandteilen der einzelstaatlichen
Informationsnetze ,

— den innerstaatlichen Anlaufstellen ,
— gegebenenfalls den themenspezifischen Ansprechstel­

len .

( 2 ) Im Hinblick auf einen möglichst raschen und wirksa­
men Aufbau des Netzwerks teilen die Mitgliedstaaten der

Agentur binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung die wichtigsten Bestandteile ihres innerstaat­
lichen Informationsneztes für Sicherheit und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz einschließlich aller Stellen mit, die
ihres Erachtens zur Tätigkeit der Agentur beitragen könn­
ten , und zwar unter Berücksichtigung einer möglichst
vollständigen geographischen Erfassung ihres Hoheitsge­
biets .

Die zuständigen einzelstaatlichen Behörden oder die von
ihnen benannte Stelle sorgen für die Koordinierung und/
oder Weitergabe der Informationen , die auf innerstaatli­
cher Ebene der Agentur zu übermitteln sind .

( 3 ) Die einzelstaatlichen Behörden teilen der Agentur
den Namen der in dem jeweiligen Hoheitsgebiet einge­
richteten Stellen mit, die in der Lage sind , mit ihr
hinsichtlich bestimmter Themen von besonderem Inter­
esse zusammenzuarbeiten und mithin als themenspezifi­
sche Ansprechstelle des Netzwerks zu fungieren . Die
Agentur kann mit diesen Stellen Vereinbarungen treffen .

( 4 ) Themenspezifische Ansprechstellen für besondere
Aufgaben können Teil des Netzwerks sein .

Sie werden von dem in Artikel 8 genannten Verwaltungs­
rat für einen bestimmten , mit ihnen vereinbarten Zeit­
raum benannt .

( 5 ) Die Festlegung der Themen von besonderem Inter­
esse und die Zuweisung von besonderen Aufgaben an die
themenspezifischen Ansprechstellen müssen in dem jährli­
chen Arbeitsprogramm der Agentur angegeben werden .

( 6 ) Die Agentur überprüft unter Berücksichtigung der
gewonnenen Erfahrungen in regelmäßigen Abständen die
wichtigsten Bestandteile des Netzwerks nach Absatz 2
und nimmt dann die Änderungen vor, die der Verwal­
tungsrat gegebenenfalls unter Berücksichtigung neuer
Benennungen seitens der Mitgliedstaaten beschlossen
hat.

Artikel 5

Vereinbarungen

( 1 ) Um das Funktionieren des Netzwerks nach Artikel 4
zu erleichtern , kann die Agentur mit den Stellen , die der
Verwaltungsrat gemäß Artikel 4 Absatz 4 benannt hat,
Vereinbarungen treffen und insbesondere Verträge schlie­
ßen, die für die Durchführung der ihnen von der Agentur
übertragenen Aufgaben erforderlich sind .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß im Fall
der innerstaatlichen Stellen oder Einrichtungen in ihrem
Hoheitsgebiet solche Vereinbarungen mit der Agentur im
Einvernehmen mit der innerstaatlichen Anlaufstelle zu
treffen sind .

Artikel 6

Informationen

Die der Agentur übermittelten oder von ihr verbreiteten
Informationen und Daten können entsprechend den vom
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Verwaltungsrat festgelegten Leitlinien veröffentlicht und
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, soweit sie
insbesondere in bezug auf ihre Vertraulichkeit mit den
Regeln der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten für die
Verbreitung von Informationen im Einklang stehen.

Artikel 7

Rechtspersönlichkeit

( 1 ) Die Agentur besitzt Rechtspersönlichkeit.

(2 ) Sie besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen
nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist .

( 3 ) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrats
beträgt drei Jahre . Eine Wiederernennung ist möglich,
außer für die Mitglieder nach Absatz 1 Buchstaben b )
und c).

Bei Ablauf ihrer Amtszeit oder bei Ausscheiden bleiben
die Mitglieder so lange im Amt, bis sie wiederernannt
oder ersetzt worden sind.

(4 ) Der Verwaltungsrat wählt aus den Reihen seiner
Mitglieder für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden
und drei stellvertretende Vorsitzende .

( 5 ) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat minde­
stens zweimal jährlich sowie auf Antrag von mindestens
einem Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats ein.

( 6 ) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit der
Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder gefaßt.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrats hat eine Stimme.

Das stellvertretende Mitglied hat, außer bei Abwesenheit
des Mitglieds, kein Stimmrecht.

( 7) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats und der Direk­
tor der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen können als Beobachter
an den Sitzungen des Verwaltungsrats teilnehmen.

( 8 ) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung,
die in Kraft tritt, wenn der Rat sie nach Stellungnahme
der Kommission genehmigt hat.

Artikel 9

Beobachter

Der Verwaltungsrat kann im Benehmen mit der Kommis­
sion Vertreter aus Drittländern, von Gemeinschaftsorga­
nen und -einrichtungen sowie von internationalen Orga­
nisationen als Beobachter einladen.

Artikel 10

Jährliches Arbeitsprogramm — Allgemeiner
Jahresbericht

( 1 ) Der Verwaltungsrat verabschiedet das jährliche
Arbeitsprogramm der Agentur auf der Grundlage eines
vom Direktor (Artikel 11 ) nach Anhörung der Kommis­
sion und des Beratenden Ausschusses für Sicherheit,
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
erarbeiteten Entwurfs.

Dieses Programm kann im Laufe des Jahres nach dem
gleichen Verfahren angepaßt werden.

Das Programm fügt sich in den Rahmen eines „Turnus"-
Programms ein, das nach dem genannten Verfahren ver­
abschiedet wird und vier Jahre umfaßt.

Das erste jährliche Arbeitsprogramm ist spätestens neun
Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung zu
verabschieden.

Artikel 8

Verwaltungsrat

( 1 ) Der Verwaltungsrat der Agentur setzt sich aus sie­
benundzwanzig Mitgliedern zusammen, und zwar aus

a ) zwölf Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaa­
ten,

b ) sechs Vertretern der Arbeitgeberverbände,

c ) sechs Vertretern der Arbeitnehmerorganisationen,

d ) drei Vertretern der Kommission.

(2 ) Die in Absatz 1 Buchstaben a), b ) und c ) bezeichne­
ten Mitglieder werden vom Rat ernannt.

Die in Absatz 1 Buchstabe a) bezeichneten Mitglieder
werden auf Vorschlag der Mitgliedstaaten ernannt, und
zwar jeweils ein Vertreter je Mitgliedstaat .

Die in Absatz 1 Buchstaben b) und c ) bezeichneten
Mitglieder werden im Rahmen eines Rotationssystems
aus den Reihen der Mitglieder, die die Arbeitgeberver­
bände und die Arbeitnehmerorganisationen in dem durch
den Beschluß 74/325/EWG ( i ) eingesetzten Beratenden
Ausschuß für Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz vertreten, auf Vorschlag der
Gruppen dieser Mitglieder in diesem Ausschuß ernannt,
und zwar jeweils ein Vertreter je Mitgliedstaat.

Der Rat ernennt gleichzeitig mit den Mitgliedern und
unter den gleichen Bedingungen stellvertretende Mitglie­
der, die nur bei Abwesenheit des Mitglieds oder in den
von der Geschäftsordnung festgelegten Fällen an den
Sitzungen des Verwaltungsrats teilnehmen.

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder, welche
die Kommission vertreten, werden von dieser ernannt.

( i ) ABl. Nr. L 185 vom 9 . 7 . 1974, S. 15 .
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( 2 ) Der Verwaltungsrat nimmt spätestens zum 31 .
Januar jeden Jahres einen allgemeinen Jahresbericht über
die Tätigkeiten der Agentur an, der in sämtlichen Amts­
sprachen der Gemeinschaft abgefaßt ist .

In dem allgemeinen Jahresbericht werden insbesondere
die erzielten Ergebnisse mit den Zielsetzungen des jährli­
chen Aktionsprogramms verglichen .

Der Direktor übermittelt den allgemeinen Jahresbericht
dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission,
dem Rechnungshof, dem Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß, den Mitgliedstaaten sowie dem Beratenden Aus­
schuß für Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz .

Artikel 1 1

Direktor

( 1 ) Die Agentur wird von einem Direktor geleitet , der
auf Vorschlag der Kommission vom Verwaltungsrat für
fünf Jahre ernannt wird; eine Wiederernennung ist mög­
lich.

( 2 ) Der Direktor ist der gesetzliche Vertreter der Agen­
tur.

Ihm obliegen :

— die sachgerechte Ausarbeitung und Durchführung der
vom Verwaltungsrat gefaßten Beschlüsse und ange­
nommenen Programme,

— die laufende Verwaltung der Agentur,

— die Erstellung und Veröffentlichung des in Artikel 10
Absatz 2 vorgesehenen Berichts ,

— die Durchführung der vorgesehenen Aufgaben,
— alle Entscheidungen in Personalfragen,

— die Vorbereitung der Sitzungen des Verwaltungsrats .

( 3 ) Der Direktor legt dem Verwaltungsrat Rechenschaft
über seine Tätigkeit ab .

Artikel 12

Haushaltsplan

( 1 ) Sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Agentur
werden für jedes Haushaltsjahr, das dem Kalenderjahr
entsprechen muß, veranschlagt und im Haushaltsplan der
Agentur eingesetzt .

( 2 ) Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben
auszugleichen .

( 3 ) Die Einnahmen der Agentur umfassen unbeschadet
anderer Einkünfte , die aus Zahlungen für von der Agen­
tur geleistete Dienste stammen können , einen im Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften veran­
schlagten Zuschuß der Gemeinschaft .

( 4 ) Die Ausgaben der Agentur umfassen insbesondere
die Personal-, Verwaltungs-, Infrastruktur- und Betriebs­
aufwendungen sowie die Aufwendungen im Zusammen­
hang mit Verträgen, die mit Stellen oder Einrichtungen in
Ausführung des Arbeitsprogramms geschlossen wurden .

Artikel 13

Entwurf des Voranschlags — Feststellung des
Haushaltsplans

( 1 ) Der Direktor erstellt spätestens zum 15 . Februar
jeden Jahres einen Vorentwurf des Haushaltsplans der
Agentur für das folgende Haushaltsjahr und leitet diesen
zusammen mit einem Stellenplan dem Verwaltungsrat
zu .

( 2 ) Der Verwaltungsrat stellt den Entwurf des Haus­
haltsplans zusammen mit dem Stellenplan auf und über­
mittelt der Kommission dieses Dokument spätestens zum
31 . März; auf dieser Grundlage entscheidet die Kommis­
sion über den Ansatz für entsprechende Zuschußmittel im
Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Gemeinschaften, den sie dem Rat nach Artikel 203 des
Vertrags vorlegt .

( 3 ) Der Verwaltungsrat stellt den Haushaltsplan der
Agentur zusammen mit dem Stellenplan vor Beginn des
Haushaltsjahres fest und paßt ihn , soweit erforderlich,
dem gemeinschaftlichen Zuschuß und den sonstigen Mit­
teln der Agentur an .

Artikel 14

Ausführung des Haushaltsplans

( 1 ) Der Direktor führt den Haushaltsplan der Agentur
aus.

( 2 ) Die Kontrolle über sämtliche Mittelbindungen und
Zahlungen sowie über die Feststellung und den Eingang
sämtlicher Einnahmen der Agentur übt der Finanzkon­
trolleur der Kommission aus .

( 3 ) Der Direktor legt spätestens zum 31 . März jeden
Jahres der Kommission, dem Verwaltungsrat und dem
Rechnungshof die Rechnungen über alle Einnahmen und
Ausgaben der Agentur für das abgelaufene Haushaltsjahr
vor.

Diese werden vom Rechnungshof gemäß Artikel 188c des
Vertrags geprüft .

( 4 ) Der Verwaltungsrat erteilt dem Direktor Entlastung
für die Ausführung des Haushaltsplans .

Artikel 15

Interne Finanzvorschriften

Die internen Finanzvorschriften , in denen insbesondere
das Verfahren für die Aufstellung und Ausführung des
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In Streitfällen entscheidet der Gerichtshof der Europäi­
schen Gemeinschaften aufgrund der Schiedsklausel , die in
den von der Agentur geschlossenen Verträgen enthalten
ist .

( 2 ) Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt
die Agentur den von ihr oder ihren Bediensteten in
Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach
den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsord­
nungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind .

Der Gerichtshof entscheidet in allen Streitsachen über den
Ersatz solcher Schäden.

( 3 ) Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber
der Agentur bestimmt sich nach den für das Personal der
Agentur geltenden Vorschriften .

Haushaltsplans der Agentur enthalten sind, werden vom
Verwaltungsrat nach Stellungnahme der Kommission und
des Rechnungshofs festgelegt .

Artikel 16

Berufsgeheimnis

Die Mitglieder des Verwaltungsrats, der Direktor und das
Personal der Agentur sowie jede Person, die an der
Tätigkeit der Agentur teilnimmt, sind verpflichtet, auch
nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit Auskünfte, die
ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fallen, nicht
preiszugeben .

. Artikel 17

Sprachenregelung

Die Sprachenregelung der Organe der Gemeinschaft gilt
auch für die Agentur .

Artikel 18

Ubersetzungsdienste

Die für die Arbeit der Agentur erforderlichen Überset­
zungsdienste werden von der Übersetzungszentrale für die
Einrichtungen der Union geleistet, sobald diese ihre Tätig­
keit aufnimmt.

Artikel 19

Vorrechte und Befreiungen

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Gemeinschaften gilt auch für die Agentur .

Artikel 20

Personal

( 1 ) Das Personal der Agentur unterliegt den Verordnun­
gen und Regelungen für die Beamten und sonstigen
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften .

( 2 ) Die Agentur übt gegenüber ihrem Personal die der
Anstellungsbehörde übertragenen Befugnisse aus .

( 3 ) Der Verwaltungsrat erläßt im Einvernehmen mit der
Kommission die erforderlichen Durchführungsbestim­
mungen.

Artikel 21

Haftung

( 1 ) Die vertragliche Haftung der Agentur bestimmt sich
nach dem Recht, das auf den betreffenden Vertrag anzu­
wenden ist .

Artikel 22

Kontrolle der Rechtmäßigkeit

Jede ausdrückliche oder stillschweigende Handlung der
Agentur kann von jedem Mitgliedstaat, jedem Mitglied
des Verwaltungsrats oder jeder dritten Person, die hier­
von unmittelbar und individuell betroffen ist , zur Kon­
trolle ihrer Rechtmäßigkeit vor die Kommission gebracht
werden .

Die Kommission muß innerhalb von fünfzehn Tagen nach
dem Zeitpunkt, zu dem der Beteiligte von der angefochte­
nen Handlung Kenntnis erlangt hat, damit befaßt wer­
den .

Die Kommission trifft innerhalb eines Monats eine Ent­
scheidung . Wird innerhalb dieser Frist keine Entscheidung
getroffen , so gilt dies als Ablehnung.

Artikel 23

Überprüfung

Spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verord­
nung überprüft der Rat anhand eines Berichts der Kom­
mission, dem gegebenenfalls ein Vorschlag beigefügt ist ,
nach Anhörung des Europäischen Parlaments diese Ver­
ordnung sowie die neuen Aufgaben der Agentur, die sich
als erforderlich erweisen könnten.

Artikel 24

Inkrafttreten der Verordnung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 18 . Juli 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL
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Erklärung des Rates und der Kommission zum Sitz der Europäischen Agentur für Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

Anläßlich der Annahme der Verordnung zur Errichtung einer Europäischen Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz nehmen der Rat und die Kommission zur
Kenntnis,

daß die auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs vereinigten Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten am 29. Oktober 1993 beschlossen haben, daß die Europäische Agentur
für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ihren Sitz in Spanien, in einer von der
spanischen Regierung zu benennenden Stadt, haben wird;

— daß die spanische Regierung Bilbao als Sitz dieser Agentur benannt hat.
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VERORDNUNG (EG ) Nr. 2063/94 DES RATES

vom 27. Juli 1994

zur Änderung der Verordnung ( EWG ) Nr. 1360/90 zur Errichtung einer Europäischen
Stiftung der Berufsbildung

dung und Neubelebung ihrer Wirtschaft ( 7 ) — sogenann­
tes Programm „TACIS " — erlassen .

Die für eine Unterstützung durch das Programm PHARE
in Betracht kommenden Staaten wie auch die Empfänger­
staaten des Programms TACIS streben gleichermaßen
wirtschaftliche und soziale Reformen an, wobei die Ent­
wicklung der Humanressourcen in all diesen Staaten
grundlegend ist für sämtliche laufenden Reformen im
Hinblick auf die Sicherung des Übergangs zur Marktwirt­
schaft und die Stärkung der Demokratie .

Die Kohärenz der Gemeinschaftspolitik im Hinblick auf
die wirtschaftliche Unterstützung der unabhängigen Staa­
ten der ehemaligen Sowjetunion und der Mongolei wird
durch die Ausweitung des Arbeitsbereichs der Stiftung auf
diese Staaten verstärkt .

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Auf seiner Tagung vom 8 . und 9 . Dezember 1989 in
Straßburg ersuchte der Europäische Rat den Rat, auf
Vorschlag der Kommission die Beschlüsse zu erlassen , die
zur Gründüng einer Europäischen Stiftung für Berufsbil­
dung für Mittel- und Osteuropa erforderlich sind . Zu
diesem Zweck hat der Rat am 7 . Mai 1990 die Verord­
nung ( EWG) Nr . 1360/90 ( 4 ) erlassen, mit der die
genannte Stiftung errichtet wurde .

Artikel 19 der Verordnung ( EWG ) Nr. 1360/90 legt fest,
daß die Verordnung am Tag nach der Entscheidung der
zuständigen Stellen über den Sitz der Stiftung in Kraft
tritt .

Gemäß einvernehmlichem Beschluß der am 29 . Oktober
1993 in Brüssel auf Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied­
staaten ( 5 ) hat die Stiftung ihren Sitz in Turin .

Nach der Verordnung ( EWG ) Nr . 1360/90 gehören zu
den für die Aktivitäten der Stiftung in Betracht kommen­
den Länder die Länder, die gemäß der Verordnung
( EWG ) Nr. 3906/89 ( 6 ) — sogenanntes Programm
„ PHARE" — für eine Wirtschaftshilfe in Betracht kom­
men .

Der Rat hat am 19 . Juli 1993 die Verordnung ( Euratom,
EWG ) Nr. 2053/93 über eine technische Unterstützung
der unabhängigen Staaten der ehemaligen Sowjetunion
und der Mongolei bei ihren Bemühungen um die Gesun­

Die Stiftung bietet einen besonders geeigneten institutio­
nellen Rahmen, um diesen Staaten entsprechend den
Programmen PHARE und TACIS die Erfahrungen der
Gemeinschaft verfügbar zu machen, die ihrem Bedarf an
Entwicklung und Umstrukturierung in dem Bereich der
Berufsbildung entsprechen .

Artikel 14 der Verordnung ( EWG ) Nr . 1360/90 sieht vor,
daß die Regeln und Vorschriften für das ständige Perso­
nal der Stiftung denen der Verordnung ( EGKS, EWG,
Euratom ) Nr . 1859/76 des Rates vom 29 . Juni 1976 zur
Festlegung der Beschäftigungsbedingungen für das Perso­
nal des Europäischen Zentrums für die Förderung der
Berufsbildung ( 8 ) entsprechen .

Innerhalb der Gemeinschaft muß im Bereich der Personal­
verwaltung der verschiedenen dezentralisierten Einrich­
tungen eine Kohärenz gewährleistet werden, wobei insbe­
sondere die uneingeschränkte Anwendung der Verord­
nungen und Regelungen für die Beamten und sonstigen
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften sicherge­
stellt werden muß.

Die Mitteilung der Kommission an die Haushaltsbehörde
vom 17 . Dezember 1992 enthält hinsichtlich der internen

(!) ABl . Nr. C 82 vom 19 . 3 . 1994 , S. 11 .
( 2 ) ABl . Nr . C 205 vom 25 . 7 . 1994 .
( 3 ) ABl . Nr. C 195 vom 18 . 7. 1994 .
( t ) ABl . Nr . L 131 vom 23 . 5 . 1990, S. 1 .
( 5 ) ABl . Nr . C 323 vom 30 . 11 . 1993 , S. 1 . (?) ABl . Nr . L 187 vom 29 . 7 . 1993 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr . L 375 vom 23 . 12 . 1989 , S. 11 . Verordnung zuletzt

geändert durch die Verordnung ( EWG ) Nr. 1764/93 ( ABl .
Nr. L 162 vom 3 . 7 . 1993 , S. 1 ).

( 8 ) ABl . Nr. L 214 vom 6 . 8 . 1976, S. 1 . Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung ( Euratom, EGKS, EWG ) Nr.
679/87 ( ABl . Nr. L 72 vom 14 . 3 . 1987, S. 1 ).
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Finanzkontrolle die Forderung, daß aus Gründen der
Praktikabilität und der Effizienz der Finanzkontrolleur
der Kommission mit dieser Aufgabe betraut werden
sollte .

Artikel 206a des Vertrags wurde durch den Vertrag über
die Europäische Union aufgehoben , die entsprechende
Regelung findet sich in dem neuen Artikel 188c .

Da die Verordnung ( EWG ) Nr. 1360/90 erst am 30.
Oktober 1993 in Kraft getreten ist , konnten die ersten
Ergebnisse des Verfahrens zur Beobachtung und Bewer­
tung der im Zuge der Tätigkeit der Stiftung gesammelten
Erfahrungen nicht wie in Artikel 17 der Verordnung
( EWG) Nr . 1360/90 vorgesehen, dem Europäischen Par­
lament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß bis 31 . Dezember 1992 vorgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

und der Stiftung zusammen oder aber in
Ausnahmefällen von der Stiftung allein finan­
ziert werden könnte;

— auf Ersuchen der Kommission oder der in
Betracht kommenden Länder und in Zusam­
menarbeit mit dem Vorstand Programme im
Bereich der beruflichen Bildung durchführen,
die zwischen der Kommission und einem oder
mehreren in Betracht kommenden Ländern
im Rahmen der gemeinschaftlichen Politik
zur Unterstützung dieser Länder vereinbart
wurden, wobei Gruppen von Fachleuten ver­
schiedenster Fachrichtungen in enger Zusam­
menarbeit mit den zuständigen Behörden der
betroffenen Staaten zum Einsatz kommen
sowie die Erfahrungen aus den Gemein­
schaftsprogrammen zur Berufsbildung aktiv
genutzt werden sollen ;".

3 . Artikel 3 Buchstabe e ) erhält folgende Fassung:

,, e ) dem Vorstand die Befugnis übertragen , bei Pro­
jekten, die allein von der Stiftung oder unter
Beteiligung der Stiftung finanziert werden, Aus­
schreibungsverfahren festzulegen , wobei die in
der Verordnung ( EWG ) Nr. 3906/89 , insbeson­
dere Artikel 7, in der Verordnung ( Euratom,
EWG ) Nr . 2053/93 , insbesondere Artikel 7, oder
in späteren einschlägigen Rechtsakten vorge­
schriebenen Verfahren entsprechend zu berück­

sichtigen sind;".

4 . Artikel 8 erhält folgende Fassung:

„ Artikel 8

Verbindung mit anderen Gemeinschaftsmaßnahmen

Die Kommission gewährleistet in Zusammenarbeit
mit dem Vorstand und gegebenenfalls nach dem Ver­
fahren des Artikels 9 der Verordnung ( EWG) Nr .
3906/89 und des Artikels 8 der Verordnung ( Eura­
tom , EWG ) Nr . 2053/93 die Übereinstimmung und
erforderlichenfalls die Komplementarität zwischen der
Arbeit der Stiftung und sonstigen Maßnahmen auf
Gemeinschaftsebene, die gemeinschaftsintern und zur
Unterstützung der in Betracht kommenden Länder
durchgeführt werden, und zwar unter besonderer
Berücksichtigung der Maßnahmen im Rahmen des
TEMPUS-Programms. "

5 . Artikel 10 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende
Fassung :

„ Sie legt anhand dessen innerhalb der vorgeschlage­
nen Grenzen für den Gesamtbetrag der Wirtschafts­
hilfe zugunsten der in Betracht kommenden Länder
den jährlichen Beitrag zum Haushalt der Stiftung fest ,
der in den Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Gemeinschaften einzusetzen ist ."

6 . Artikel 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2 ) Die Kontrolle über sämtliche Mittelbindungen
und Zahlungen sowie über die Feststellung und den
Eingang sämtlicher Einnahmen der Stiftung übt der
Finanzkontrolleur der Kommission aus."

Artikel 1

Die Verordnung ( EWG) Nr . 1360/90 wird wie folgt
geändert:

1 . Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Mit dieser Verordnung wird die Europäische Stif­
tung für Berufsbildung ( nachstehend ,Stiftung' ge­
nannt) errichtet, die zur Weiterentwicklung der
Berufsbildungssysteme der folgenden Länder beitragen
soll :

— der Länder Mittel- und Osteuropas, die der Rat in
der Verordnung (EWG ) Nr . 3906/89 oder in spä­
teren einschlägigen Rechtsakten als für eine Wirt­
schaftshilfe in Betracht kommend bezeichnet, und

— der unabhängigen Staaten der ehemaligen Sowjet­
union und der Mongolei , die gemäß der Verord­
nung ( Euratom, EWG ) Nr. 2053/93 oder späteren
einschlägigen Rechtsakten im Rahmen des Hilfs­
programms zur Gesundung und Neubelebung der
Wirtschaft unterstützt werden .

Diese Länder werden nachstehend ,in Betracht kom­
mende Länder' genannt."

2 . Artikel 3 Buchstabe c ) erhält folgende Fassung :

,, c ) auf der Grundlage der Buchstaben a ) und b )
— sondieren , welche Möglichkeiten für Gemein­

schaftsunternehmen zur Unterstützung von
Ausbildungsmaßnahmen, auch in Form von
Pilotprojekten, für die Bildung spezialisierter
multinationaler Teams für bestimmte Vorha­
ben und für die Ermittlung von für eine
Kofinanzierung in Betracht kommenden
Maßnahmen bestehen;

— Mittel für die Konzipierung und Vorberei­
tung entprechender Projekte bereitstellen ,
deren Durchführung aus Beiträgen eines oder
mehrerer Länder , eines oder mehrerer Länder
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7. Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende
Fassung :

„ Der Rechnungshof prüft diese Rechnungslegung
gemäß Artikel 188c des Vertrags ."

8 . Artikel 14 erhält folgende Fassung :

„Artikel 14

Personalvorschriften

Das Personal der Stiftung unterliegt den Verordnun­
gen und Regelungen für die Beamten und sonstigen
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften .

Die Stiftung übt gegenüber ihrem Personal die der
Anstellungsbehörde übertragenen Befugnisse aus .
Der Vorstand erläßt im Einvernehmen mit der Kom­
mission die erforderlichen Durchführungsbestimmun­
gen ."

9 . In Artikel 17 Absatz 2 wird das Datum „ 31 . Dezem­
ber 1992" durch das Datum „ 30 . Juni 1997"
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am achten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 1994 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Th . WAIGEL
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RICHTLINIE 94/33/EG DES RATES

vom 22 . Juni 1994

über den Jugendarbeitsschutz

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 118a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 118a des Vertrags bestimmt, daß der Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften zur Verbesserung insbe­
sondere der Arbeitsumwelt erläßt, um einen besseren
Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer
zu gewährleisten .

Nach demselben Artikel sollen diese Richtlinien keine
verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Aufga­
ben vorschreiben , die der Gründung und Entwicklung
von Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen .

In der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der
Arbeitnehmer , die von den Staats- und Regierungschefs
von elf Mitgliedstaaten auf der Tagung des Europäischen
Rates in Straßburg am 9 . Dezember 1989 verabschiedet
wurde, heißt es unter den Punkten 20 und 22 :

„ 20 . Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Ju­
gendliche , vor allem solcher Vorschriften , die ihre
berufliche Eingliederung durch Berufsausbildung ge­
währleisten , und abgesehen von auf bestimmte leichte
Arbeiten beschränkten Ausnahmen darf das Minde­
stalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter ,
in dem die Schulpflicht erlischt, nicht unterschreiten
und in keinem Fall unter 15 Jahren liegen .

22 . Es sind die notwendigen Maßnahmen zu ergrei­
fen, um die arbeitsrechtlichen Vorschriften für junge
Arbeitnehmer so umzugestalten , daß sie den Erforder­

nissen ihrer persönlichen Entwicklung und ihrem
Bedarf an beruflicher Bildung und an Zugang zur
Beschäftigung entsprechen .

Namentlich die Arbeitszeit der Arbeitnehmer unter
achtzehn Jahren ist zu begrenzen — ohne daß dieses
Gebot durch den Rückgriff auf Überstunden umgan­
gen werden kann — und die Nachtarbeit zu untersa­
gen, wobei für bestimmte durch die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Regelungen festgelegte berufli­
che Tätigkeiten Ausnahmen gelten können ."

Es ist den Grundsätzen der Internationalen Arbeitsorgani­
sation hinsichtlich des Jugendarbeitsschutzes Rechnung
zu tragen , einschließlich der Regeln über das Mindestalter
für den Zugang zur Beschäftigung oder zur Arbeit .

In seiner Entschließung über die Kinderarbeit ( 4 ) hat das
Europäische Parlament die Aspekte der Arbeit Jugendli­
cher zusammengefaßt und insbesondere die Auswirkun­
gen dieser Arbeit auf die Gesundheit , die Sicherheit sowie
die körperliche und geistige Entwicklung der jungen Men­
schen hervorgehoben ; es hat die Notwendigkeit unterstri­
chen , eine Richtlinie zu erlassen , die die einschlägigen
nationalen Rechtsvorschriften vereinheitlicht .

Gemäß Artikel 15 der Richtlinie 89/391 /EWG des Rates
vom 12 . Juni 1989 über die Durchführung von Maßnah­
men zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesund­
heitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit ( 5 ) müssen
besonders gefährdete Risikogruppen gegen die speziell sie
bedrohenden Gefahren geschützt werden .

Da Kinder und Jugendliche als Gruppen mit besonderen
Risiken betrachtet werden müssen, sind Maßnahmen für
ihre Sicherheit und ihren Gesundheitsschutz zu treffen .

Die Gefährdungen für Kinder machen es erforderlich, daß
die Mitgliedstaaten Kinderarbeit verbieten und dafür
Sorge tragen, daß das Mindestalter für den Zugang zur
Beschäftigung oder Arbeit nicht unter dem Alter, mit dem
gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften die Voll­
zeitschulpflicht endet, und in keinem Fall unter 15 Jahren
liegt . Ausnahmen von dem Verbot der Kinderarbeit kön­
nen nur in einzelnen Fällen und unter den in dieser
Richtlinie genannten Bedingungen zugelassen werden . Sie
dürfen sich auf keinen Fall auf den Schulbesuch und den
Nutzen des Unterrichts nachteilig auswirken .

(') ABl . Nr. C 84 vom 4 . 4.1992 , S. 7 .
( 2 ) ABl . Nr . C 313 vom 30 . 11 . 1992 , S. 70 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Dezem­

ber 1992 ( ABl . Nr. C 21 vom 25 . 1 . 1993 , S. 167 ).
Gemeinsame Stellungnahme des Rates vom 23 . November
1993 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ) und Beschluß
des Europäischen Parlaments vom 9 . März 1994 ( ABl . Nr . C
91 vom 28 . 3 . 1994 , S. 89 ).

( 4 ) ABl . Nr. C 190 vom 20 . 7 . 1987, S. 44 .
( 5 ) ABl . Nr. L 183 vom 29 . 6 . 1989, S. 1 .
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Wenn Ausnahmen von den in dieser Richtlinie vorgesehe­
nen Verboten und Einschränkungen für bestimmte
Beschäftigungen oder besondere Situationen unumgäng­
lich erscheinen, darf ihre Anwendung nicht die Grund­
sätze des festgelegten Schutzsystems beeinträchtigen .

Diese Richtlinie stellt ein konkretes Element im Rahmen
der Verwirklichung der sozialen Dimension des Binnen­
marktes dar .

Das von dieser Richtlinie vorgesehene Schutzsystem erfor­
dert für seine konkrete Anwendung, daß die Mitgliedstaa­
ten ein System von Maßnahmen einführen, die wirksam
und angemessen sind .

Die Durchführung einiger Bestimmungen dieser Richtlinie
stellt einen Mitgliedstaat in bezug auf sein System des
Schutzes Jugendlicher bei der Arbeit vor besondere
Schwierigkeiten . Diesem Mitgliedstaat sollte deshalb
gestattet werden, die betreffenden Bestimmungen wäh­
rend eines angemessenen Zeitraums noch nicht anzuwen­
den —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

Die besonderen Merkmale des Übergangs von der Kind­
heit zum Erwachsenenalter machen eine strenge Regelung
und einen strengen Schutz der Arbeit von Jugendlichen
erforderlich .

Die Arbeitgeber müssen gewährleisten, daß die Arbeitsbe­
dingungen dem Alter des jungen Menschen angepaßt
sind .

Die Arbeitgeber müssen die für die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz der jungen Menschen erforderlichen
Maßnahmen aufgrund einer Beurteilung der für die jun­
gen Menschen mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdun­
gen treffen .

Die Mitgliedstaaten müssen die jungen Menschen vor den
spezifischen Gefahren schützen, die aus der mangelnden
Erfahrung, dem fehlenden Bewußtsein für tatsächliche
oder potentielle Gefahren und der noch nicht abgeschlos­
senen Entwicklung des jungen Menschen herrühren .

Die Mitgliedstaaten müssen zu diesem Zweck eine
Beschäftigung junger Menschen mit den in der vorliegen­
den Richtlinie genannten Arbeiten verbieten .

Mit dem Erlaß von eindeutigen Mindestvorschriften für
die Arbeitszeitgestaltung können die Arbeitsbedingungen
der jungen Menschen verbessert werden .

Die Höchstdauer der Arbeitszeit der jungen Menschen
muß strikt begrenzt werden, und Nachtarbeit muß für
junge Menschen verboten werden, ausgenommen in
bestimmten, durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften
festzulegenden Tätigkeitsbereichen .

Die Mitgliedstaaten müssen geeignete Maßnahmen tref­
fen, damit bei Jugendlichen, die noch in schulischer
Ausbildung stehen, die Arbeitszeit sich nicht nachteilig
auf die Fähigkeit auswirkt, dem Unterricht mit Nutzen zu
folgen .

Die Zeit, die die jungen Menschen, die im Rahmen eines
dualen Systems der theoretischen und/oder praktischen
Berufsausbildung oder eines Betriebspraktikums arbeiten ,
für die Ausbildung aufwenden, muß als Teil der Arbeits­
zeit gelten.

Um die Sicherheit und Gesundheit der jungen Menschen
zu gewährleisten, müssen ihnen Mindestruhezeiten — je
Tag, Woche und Jahr — sowie angemessene Ruhepausen
zugestanden werden .

Bei der wöchentlichen Ruhezeit muß der Unterschiedlich­
keit der kulturellen, ethnischen, religiösen und anderen
Faktoren in den Mitgliedstaaten hinreichend Rechnung
getragen werden. Insbesondere fällt es in den Zuständig­
keitsbereich eines jeden Mitgliedstaats, letztlich darüber
zu befinden, ob und in welchem Maße der Sonntag in die
wöchentliche Ruhezeit einzubeziehen ist .

Eine angemessene Arbeitserfahrung kann dazu beitragen,
die jungen Menschen auf das berufliche und gesellschaft­
liche Leben von Erwachsenen vorzubereiten, vorausge­
setzt, es wird dafür Sorge getragen , daß nachteilige Aus­
wirkungen auf ihre Sicherheit, Gesundheit und Entwick­
lung vermieden werden.

Artikel 1

Gegenstand

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mäß­
nahmen, um die Kinderarbeit zu verbieten.

Sie tragen unter den in dieser Richtlinie vorgesehenen
Bedingungen dafür Sorge , daß das Mindestalter für den
Zugang zur Beschäftigung oder Arbeit nicht unter dem
Alter, mit dem gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften die Vollzeitschulpflicht endet und in keinem Fall
unter 15 Jahren liegt .

(2 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die
Arbeit Jugendlicher unter den in dieser Richtlinie vorgese­
henen Bedingungen streng geregelt und geschützt wird .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten tragen allgemein dafür Sorge,
daß der Arbeitgeber gewährleistet, daß die Arbeitsbedin­
gungen dem Alter der jungen Menschen angepaßt sind .

Sie tragen dafür Sorge, daß junge Menschen vor wirt­
schaftlicher Ausbeutung sowie vor Arbeiten geschützt
werden, die ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihrer
physischen, psychischen, moralischen oder sozialen Ent­
wicklung schaden oder ihre Gesamtbildung beeinträchti­
gen könnten .
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Artikel 2

Geltungsbereich

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für Personen unter 18 Jahren,
die einen Arbeitsvertrag haben oder in einem Arbeitsver­
hältnis stehen, der bzw . das durch das in einem Mitglied­
staat geltende Recht definiert ist und/oder dem in einem
Mitgliedstaat geltenden Recht unterliegt.

(2 ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift
vorsehen, daß diese Richtlinie im Rahmen von ihnen
durch Rechtsvorschrift festgesetzter Grenzen und Bedin­
gungen keine Anwendung findet auf gelegentliche oder
kurzfristige
a ) Hausarbeiten in einem Privathaushalt oder
b ) Arbeiten in Familienbetrieben, sofern diese Arbeiten

als für junge Menschen weder schädlich noch nachtei­
lig noch gefährlich anzusehen sind .

Artikel 3

Begriffsbestimmungen
In dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a ) „ junger Mensch " jede Person unter 18 Jahren im
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 ;

b ) „ Kind" jeden jungen Menschen, der noch nicht 15
Jahre alt ist oder gemäß den einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften noch der Vollzeitschulpflicht unterliegt;

c ) „Jugendlicher" jeden jungen Menschen, der minde­
stens 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist und gemäß
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften nicht mehr
der Vollzeitschulpflicht unterliegt;

d ) „ leichte Arbeit" jede Arbeit, die aufgrund ihrer
Beschaffenheit und der besonderen Bedingungen,
unter denen sie ausgeführt wird , sich
i ) weder auf die Sicherheit, die Gesundheit oder die

Entwicklung der Kinder
ii ) noch auf ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an

Programmen zur Berufsberatung oder -ausbildung,
die von der zuständigen Stelle anerkannt sind,
oder ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen zu
folgen,

nachteilig auswirkt;
e ) „ Arbeitszeit " jegliche Zeitspanne, während der der

junge Mensch gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet, dem
Arbeitgeber zur Verfügung steht und seine Tätigkeit
ausübt oder Aufgaben wahrnimmt;

f) „ Ruhezeit " jegliche Zeitspanne außerhalb der Arbeits­
zeit .

Artikel 4

Verbot der Kinderarbeit

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen für ein Verbot der Kinderarbeit .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten können unter Berücksichtigung
der Ziele des Artikels 1 durch Rechtsvorschrift vorsehen,
daß das Verbot der Kinderarbeit nicht gilt für

a ) Kinder, die unter Artikel 5 fallende Tätigkeiten aus­
üben;

b ) Kinder, die mindestens 14 Jahre alt sind und im
Rahmen eines Systems der dualen Ausbildung oder
eines Betriebspraktikums arbeiten, sofern diese Arbeit
unter den von der zuständigen Behörde vorgeschriebe­
nen Bedingungen ausgeübt wird ;

c ) Kinder, die mindestens 14 Jahre alt sind und leichte
Arbeiten mit Ausnahme der unter Artikel 5 fallenden
leichten Arbeiten verrichten; leichte Arbeiten mit Aus­
nahme der unter Artikel 5 fallenden leichten Arbeiten
dürfen jedoch nach Maßgabe der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften in bestimmten Kategorien von
Arbeiten für eine begrenzte Zahl von Stunden auch
von Kindern ab 13 Jahren verrichtet werden .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten, die von der in Absatz 2 Buch­
stabe c ) genannten Möglichkeit Gebrauch machen, legen
die Arbeitsbedingungen für leichte Arbeiten nach Maß­
gabe dieser Richtlinie fest .

Artikel 5

Kulturelle und ähnliche Aktivitäten

( 1 ) Die Einstellung von Kindern im Hinblick auf ihre
Mitwirkung bei kulturellen , künstlerischen, sportlichen
oder Werbetätigkeiten bedarf der vorherigen Genehmi­
gung im Einzelfall durch die zuständige Stelle .

(2 ) Die Mitgliedstaaten regeln durch Rechtsvorschrift die
Arbeitsbedingungen der Kinder in den in Absatz 1
genannten Fällen sowie die Modalitäten des Verfahrens
der vorherigen Genehmigung mit der Maßgabe, daß sich
diese Tätigkeiten
i ) weder auf die Sicherheit , die Gesundheit oder die

Entwicklung der Kinder
ii ) noch auf ihren Schulbesuch, auf ihre Beteiligung an

Programmen zur Berufsberatung oder -ausbildung, die
von der zuständigen Stelle anerkannt sind , oder ihre
Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen zu folgen ,

nachteilig auswirken dürfen .

( 3 ) Abweichend von dem in Absatz 1 vorgesehenen
Verfahren können die Mitgliedstaaten durch Rechtsvor­
schrift vorsehen, daß Kinder, die mindestens 13 Jahre alt
sind , im Hinblick auf ihre Mitwirkung bei kulturellen,
künstlerischen, sportlichen oder Werbetätigkeiten unter
von den Mitgliedstaaten festgesetzten Bedingungen
beschäftigt werden dürfen .

( 4 ) Mitgliedstaaten ' können Regelungen beibehalten,
nach denen Modell-Agenturen einer besonderen Geneh­
migung für die Beschäftigung von Kindern bedürfen .

ABSCHNITT II

Artikel 6

Allgemeine Pflichten des Arbeitgebers

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 1 trifft der
Arbeitgeber unter besonderer Berücksichtigung der in
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Artikel 7 Absatz 1 genannten spezifischen Gefahren die
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der jungen
Menschen erforderlichen Maßnahmen .

( 2 ) Der Arbeitgeber trifft die Maßnahmen gemäß Absatz
1 aufgrund einer Beurteilung der für die jungen Men­
schen mit ihrer Beschäftigung verbundenen Gefährdun­
gen.

Die Beurteilung erfolgt vor Beginn der Beschäftigung des
jungen Menschen und bei jeder bedeutenden Änderung
der Arbeitsbedingungen; sie bezieht sich insbesondere auf
folgende Punkte :
a ) Einrichtung und Gestaltung der Arbeitsstätte und des

Arbeitsplatzes;
b ) Art, Grad und Dauer der physikalischen , chemischen

und biologischen Einwirkungen;
c ) Gestaltung, Auswahl und Einsatz von Arbeitsmitteln ,

insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten
und Anlagen sowie den Umgang damit;

d ) Gestaltung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen
und deren Zusammenwirken ( Arbeitsorganisation );

e ) Stand von Ausbildung und Unterweisung der jungen
Menschen .

Wenn diese Beurteilung ergibt, daß eine Gefahr für die
Sicherheit, die körperliche oder geistige Gesundheit oder
die Entwicklung der jungen Menschen besteht, so ist
sicherzustellen , daß unbeschadet der Richtlinie 89/391/
EWG in regelmäßigen Zeitabständen kostenlos eine ange­
messene Bewertung und Überwachung des Gesundheits­
zustands der jungen Menschen erfolgt .

Die kostenlose Gesundheitsbewertung und - Überwachung
kann Bestandteil eines nationalen Gesundheitssystems
sein .

( 3 ) Der Arbeitgeber unterrichtet die jungen Menschen
über mögliche Gefahren sowie über alle zu ihrer Sicher­
heit und ihrem Gesundheitsschutz getroffenen Maßnah­
men.

Der Arbeitgeber unterrichtet ferner die gesetzlichen Ver­
treter der Kinder über mögliche Gefahren sowie über alle
zu ihrer Sicherheit und ihrem Gesundheitsschutz getroffe­
nen Maßnahmen .

( 4 ) Der Arbeitgeber beteiligt die mit Schutzmaßnahmen
und Maßnahmen zur Gefahrenverhütung beauftragten
Dienste im Sinne des Artikels 7 der Richtlinie 89/391 /
EWG an der Planung, Durchführung und Überwachung
der für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der
Beschäftigung junger Menschen geltenden Vorschriften .

Artikel 7

Gefährdungen für junge Menschen — Beschäftigungs­
verbote

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge , daß junge
Menschen vor den spezifischen Gefahren für die Sicher­
heit, die Gesundheit und die Entwicklung geschützt wer­
den, die aus der mangelnden Erfahrung, dem fehlenden
Bewußtsein für tatsächliche oder potentielle Gefahren
und der noch nicht abgeschlossenen Entwicklung des
jungen Menschen herrühren.

( 2 ) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 1 verbieten die
Mitgliedstaaten zu diesem Zweck eine Beschäftigung jun­
ger Menschen mit
a ) Arbeiten , die objektiv ihre physische oder psychische

Leistungsfähigkeit übersteigen ;
b ) Arbeiten , die eine schädliche Einwirkung von giftigen ,

krebserregenden , erbgutverändernden, fruchtschädi­
genden oder in sonstiger Weise den Menschen chro­
nisch schädigenden Gefahrstoffen mit sich bringen;

c ) Arbeiten , die eine schädliche Einwirkung von Strahlen
mit sich bringen;

d ) Arbeiten , die mit Unfallgefahren verbunden sind, von
denen anzunehmen ist, daß junge Menschen sie wegen
mangelnden Sicherheitsbewußtseins oder wegen man­
gelnder Erfahrung oder Ausbildung nicht erkennen
oder nicht abwenden können ; oder

e ) Arbeiten , bei denen die Gesundheit durch extreme
Kälte oder Hitze oder durch Lärm oder Erschütterun­
gen gefährdet wird .

Zu den Arbeiten , die spezifische Gefahren für jungen
Menschen im Sinne des Absatzes 1 mit sich bringen,
gehören insbesondere
— Arbeiten unter schädlicher Einwirkung der in

Abschnitt I des Anhangs aufgeführten physikalischen,
chemischen und biologischen Agenzien und

— Verfahren und Arbeiten, die in Abschnitt II des
Anhangs aufgeführt sind .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift
für Jugendliche Abweichungen von Absatz 2 zulassen ,
soweit sie für die Berufsausbildung der Jugendlichen
unbedingt erforderlich sind und die Sicherheit und der
Gesundheitsschutz der Jugendlichen dadurch sichergestellt
sind , daß die Arbeiten unter der Aufsicht einer gemäß
Artikel 7 der Richtlinie 89/391/EWG hierfür zuständigen
Person ausgeführt werden und daß der in derselben
Richtlinie vorgesehene Schutz gewährleistet ist .

ABSCHNITT III

Artikel 8

Arbeitszeit

( 1 ) Die Mitgliedstaaten, die von Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b ) oder c ) Gebrauch machen, treffen die erfor­
derlichen Maßnahmen, um die Arbeitszeit von Kindern
wie folgt zu begrenzen:
a ) auf 8 Stunden pro Tag und auf 40 Stunden pro

Woche für Kinder, die im Rahmen eines Systems der
dualen Ausbildung oder eines Betriebspraktikums
arbeiten ;

b ) auf 2 Stunden pro Schultag und auf 12 Stunden pro
Woche bei Arbeiten, die während der Schulzeit außer­
halb der Unterrichtsstunden verrichtet werden, sofern
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder
Praktiken dies nicht verbieten ;
die Tagesarbeitszeit darf in keinem Fall 7 Stunden
überschreiten; diese Höchstdauer kann für Kinder, die
mindestens 15 Jahre alt sind, auf 8 Stunden heraufge­
setzt werden;
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währt werden und die Ziele des Artikels 1 nicht in Frage
gestellt werden:
— Beschäftigung in der Schiffahrt oder in der Fischerei;
— Beschäftigung in den Streitkräften oder in der Poli­

zei ;
— Beschäftigung in Krankenhäusern oder ähnlichen Ein­

richtungen;
— kulturelle , künstlerische , sportliche oder Werbetätig­

keiten .

( 3 ) Vor einer Einteilung zur Nachtarbeit und anschlie­
ßend in regelmäßigen Abständen muß den Jugendlichen
eine kostenlose Bewertung ihres Gesundheitszustands und
ihrer Fähigkeiten gewährt werden, es sei denn, die Arbeit
während des Nachtarbeitsverbots wird nur ausnahms­
weise verrichtet .

Artikel 10
Ruhezeiten

( 1 ) a ) Die Mitgliedstaaten, die von Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b ) oder c ) Gebrauch machen, treffen
die erforderlichen Maßnahmen , damit Kinder
während jedes Zeitraums von 24 Stunden eine
Ruhezeit von mindestens 14 aufeinanderfolgenden
Stunden erhalten .

b ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit Jugendliche während jedes
Zeitraums von 24 Stunden eine Ruhezeit von
mindestens 12 aufeinanderfolgenden Stunden er­
halten .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, damit
— Kinder, auf die Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b ) oder

c ) angewendet wird, und
— Jugendliche
während jedes Zeitraums von 7 Tagen mindestens 2
Ruhetage, die nach Möglichkeit aufeinanderfolgen, erhal­
ten .

Die Mindestruhezeit kann verkürzt werden, sofern techni­
sche oder organisatorische Gründe dies rechtfertigen; sie
darf in keinem Fall weniger als 36 aufeinanderfolgende
Stunden betragen .
Die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannte Mindestruhe­
zeit umfaßt im Prinzip den Sonntag .
( 3 ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift
vorsehen, daß die in den Absätzen 1 und 2 genannten
Mindestruhezeiten bei Tätigkeiten mit über den Tag
verteilten oder kurzen Arbeitszeiten unterbrochen werden
können.

( 4 ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift
in den nachstehend aufgeführten Fällen für Jugendliche
Abweichungen von Absatz 1 Buchstabe b ) und Absatz 2
zulassen, sofern dies durch objektive Gründe gerechtfer­
tigt ist , den Jugendlichen angemessene Ausgleichsruhezei­
ten gewährt werden und die Ziele des Artikels 1 nicht in
Frage gestellt werden :
a ) Beschäftigung in der Schiffahrt oder in der Fischerei;
b ) Beschäftigung in den Streitkräften oder in der Poli­

c ) auf 7 Stunden pro Tag und auf 35 Stunden pro
Woche bei Arbeiten während der unterrichtsfreien
Zeit, wenn diese mindestens eine Woche beträgt; diese
Begrenzungen können für Kinder, die mindestens 15
Jahre alt sind , auf 8 Stunden pro Tag und 40 Stunden
pro Woche heraufgesetzt werden .

d ) auf 7 Stunden pro Tag und auf 35 Stunden pro
Woche bei leichten Arbeiten , die von Kindern ausge­
führt werden, die gemäß den einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften nicht mehr der Vollzeitschulpflicht unter­
liegen .

(2 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, um die Arbeitszeit von Jugendlichen auf 8
Stunden pro Tag und auf 40 Stunden pro Woche zu
begrenzen .

( 3 ) Die Zeit, die ein junger Mensch, der im Rahmen
eines dualen Systems der theoretischen und/oder prakti­
schen Berufsausbildung oder eines Betriebspraktikums
arbeitet, für die Ausbildung aufwendet, gilt als Teil der
Arbeitszeit .

(4 ) Ist ein junger Mensch bei mehreren Arbeitgebern
beschäftigt, so sind die geleisteten Arbeitstage und
Arbeitsstunden zusammenzurechnen .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift
vorsehen, daß in Ausnahmefällen oder in Fällen , in denen
dies durch objektive Gründe gerechtfertigt ist, von Absatz
1 Buchstabe a ) bzw . Absatz 2 abgewichen werden kann.

Die Mitgliedstaaten legen die Bedingungen, Einschrän­
kungen und sonstigen Einzelheiten für die Durchführung
der Abweichungen durch Rechtsvorschrift fest .

Artikel 9

Nachtarbeit

( 1 ) a ) Die Mitgliedstaaten , die von Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b ) oder c ) Gebrauch machen, treffen
die erforderlichen Maßnahmen, um Kinderarbeit
zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr zu verbieten .

b ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um die Arbeit von Jugendlichen zwi­
schen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr oder zwischen
23.00 Uhr und 7.00 Uhr zu verbieten .

(2 ) a ) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvor­
schrift in besonderen Tätigkeitsberichen die Arbeit
von Jugendlichen während des Nachtarbeitsver--
bots nach Absatz 1 Buchstabe b ) zulassen .
In diesem Fall treffen die Mitgliedstaaten geeignete
Maßnahmen für die Beaufsichtigung des Jugendli­
chen durch einen Erwachsenen in den Fällen , in
denen eine solche Beaufsichtigung zum Schutz des
Jugendlichen erforderlich ist .

b ) Für den Fall , daß Buchstabe a ) angewendet wird,
bleibt eine Arbeit zwischen Mitternacht und 4.00
Uhr verboten .

Die Mitgliedstaaten können jedoch durch Rechtsvor­
schrift in den nachstehend aufgeführten Fällen die Arbeit
von Jugendlichen während des Nachtarbeitsverbots zulas­
sen , sofern dies durch objektive Gründe gerechtfertigt ist,
den Jugendlichen angemessene Ausgleichsruhezeiten ge­

zei ;

c ) Beschäftigung in Krankenhäusern oder ähnlichen Ein­
richtungen;
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d ) Beschäftigung in der Landwirtschaft;
e ) Beschäftigung im Fremdenverkehr oder im Hotel - und

Gaststättengewerbe ;
f) Beschäftigung, bei der die Arbeitszeiten über den Tag

verteilt sind .

Artikel 1 1

Jahresruhezeit

Die Mitgliedstaaten, die von der Möglichkeit des Artikels
4 Absatz 2 Buchstabe b ) oder c ) Gebrauch machen,
tragen dafür Sorge, daß bei Kindern , die aufgrund der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Vollzeitschul­
pflicht unterliegen, die Schulferien im Rahmen des Mögli­
chen einen arbeitsfreien Zeitraum umfassen .

Artikel 12

Pausen

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnah­
men, damit junge Menschen eine nach Möglichkeit
zusammenhängende Ruhepause von mindestens 30 Minu­
ten erhalten , wenn die tägliche Arbeitszeit mehr als
viereinhalb Stunden beträgt.

Artikel 13

Jugendarbeit in Fällen höherer Gewalt

Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschrift für
Arbeiten , die unter den in Artikel 5 Absatz 4 der Richtli­
nie 89/391/EWG genannten Bedingungen ausgeführt wer­
den, Ausnahmen von Artikel 8 Absatz 2 , Artikel 9 Absatz
1 Buchstabe b ), Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b ) sowie,
im Fall von Jugendlichen, von Artikel 12 zulassen, sofern
diese Arbeiten vorübergehend sind und keinen Aufschub
dulden, keine erwachsenen Arbeitnehmer zur Verfügung
stehen und den betroffenen Jugendlichen binnen drei
Wochen entsprechende Ausgleichsruhezeiten gewährt
werden .

ABSCHNITT IV

Artikel 14

Maßnahmen

Jeder Mitgliedstaat legt die erforderlichen Maßnahmen
fest, die bei einem Verstoß gegen die zur Durchführung
dieser Richtlinie erlassenen Bestimmungen zu ergreifen
sind; diese Maßnahmen müssen wirksam und angemessen
sein .

Artikel 15

Anpassung des Anhangs

Die rein technischen Anpassungen des Anhangs aufgrund
des technischen Fortschritts, der Entwicklung der interna­
tionalen Vorschriften oder Spezifikationen oder des Wis­
sensstandes in dem von dieser Richtlinie erfaßten Bereich
erfolgen nach dem Verfahren des Artikels 17 der Richtli­
nie 89/391/EWG.

Artikel 16

Nichtrückschrittsklausel

Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, aufgrund
der Entwicklung der Lage unterschiedliche Vorschriften
im Bereich des Jugendschutzes zu erlassen , sofern die in
dieser Richtlinie vorgesehenen Mindestanforderungen ein­
gehalten werden, darf die Umsetzung dieser Richtlinie
keinen Rückschritt gegenüber dem in jedem Mitgliedstaat
bestehenden allgemeinen Jugendschutzniveau bedeuten .

Artikel 17

Schlußbestimmungen

( 1 ) a ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser
Richtlinie spätestens am 22 . Juni 1996 nachzu­
kommen, bzw. vergewissern sich spätestens zu
jenem Zeitpunkt, daß die Sozialpartner die not­
wendigen Vorschriften durch Vereinbarungen ein­
führen , wobei die Mitgliedstaaten die notwendi­
gen Maßnahmen zu treffen haben , um die dieser
Richtlinie entsprechenden Ergebnisse jederzeit ge­
währleisten zu können.

b ) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab dem
unter Buchstabe a ) genannten Zeitpunkt kann das
Vereinigte Königreich die Durchführung von Arti­
kel 8 Absatz 1 Buchstabe b ) Unterabsatz 1 hin­
sichtlich der Höchstdauer der Wochenarbeitszeit
sowie von Artikel 8 Absatz 2 und von Artikel 9
Absatz 1 Buchstabe b ) und Absatz 2 hinausschie­
ben .

Die Kommission legt einen Bericht über die Aus­
wirkungen dieser Bestimmung vor .
Der Rat entscheidet nach den im Vertrag vorgese­
henen Bedingungen, ob der obengenannten Zeit­
raum verlängert wird .

c ) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission unver­
züglich davon in Kenntnis .

( 2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie in dem unter diese Richtlinie fallen­
den Bereich erlassen bzw . bereits erlassen haben .

(4 ) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle
fünf Jahre Bericht über die Anwendung der Bestimmun­
gen dieser Richtlinie in der Praxis und geben dabei die
Standpunkte der Sozialpartner an .

Die Kommission unterrichtet darüber das Europäische
Parlament, den Rat und den Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß .
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Geschehen zu Luxemburg am 22. Juni 1994.( 5 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament,
dem Rat und dem Wirtschafts - und Sozialausschuß regel­
mäßig einen Bericht über die Anwendung dieser Richtli­
nie unter Berücksichtigung der Absätze 1 , 2 , 3 und 4
vor.

Artikel 18

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. YIANNOPOULOS
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ANHANG

Nicht erschöpfende Liste der Agenzien , Verfahren und Arbeiten

( Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 )

I. Agenzien

1 . Physikalische Agenzien

a ) Ionisierende Strahlungen;

b ) Arbeiten unter Übcrdruckbedingungen , beispielsweise in Senkkästen , bei Taucheinsätzen .

2 . Biologische Agenzien

a ) Biologische Agenzien der Gruppen 3 und 4 im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d ) der Richtlinie
90/679/EWG des Rates vom 26 . November 1990 zum Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefähr­
dung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit ( siebte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391 /EWG ) (').

3 . Chemische Agenzien

a ) Nach der Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27 . Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher
Stoffe ( 2 ) sowie nach der Richtlinie 88/379/EWG des Rates vom 7. Juni 1988 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und
Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen ( 3 ) als giftig (T), sehr giftig ( Tx), ätzend ( C ) oder
explosiv ( E ) eingestufte Stoffe und Zubereitungen ;

b ) nach den Richtlinien 67/548/EWG und 88/379/EWG als gesundheitsschädlich ( Xn ) eingestufte
und mit einem oder mehreren der folgenden R-Sätze versehene Stoffe und Zubereitungen :
— Gefahr von sehr ernsten irreversiblen Wirkungen ( R39 ),
— mögliche Risiken von irreversiblen Wirkungen ( R40 ),
— mögliche Sensibilisierung durch Einatmen ( R42 ),
— mögliche Sensibilisierung durch Hautkontakt ( R43 ),
— krebserzeugend ( R45 ),
— erbgutverändernd ( R46 ),
— schwerwiegende Wirkungen nach längerer Exposition ( R48 ),
— fruchtbarkeitsbeeinträchtigend ( R60 ),
— fruchtschädigend ( R61 );

c ) nach den Richtlinien 67/548/EWG und 88/379/EWG als reizend ( Xi ) eingestufte und mit einem
oder mehreren der folgenden R-Sätze versehene Stoffe und Zubereitungen :
— hochentzündliche Stoffe ( R12 ),

— mögliche Sensibilisierung durch Einatmen ( R42 ),
— mögliche Sensibilisierung durch Hautkontakt ( R43 );

d ) in Artikel 2 Buchstabe c ) der Richtlinie 90/394/EWG des Rates vom 28 . Juni 1990 über den
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene bei der Arbeit ( sechste Einzel­
richtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391 /EWG ) ( 4 ) aufgeführte Stoffe
und Zubereitungen ;

e ) Blei und Bleiverbindungen, soweit diese Agenzien vom menschlichen Organismus aufgenommen
werden können;

f) Asbest .

(') ABl . Nr . L 374 vom 31 . 12 . 1990 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 196 vom 16 . 8 . 1967 , S. 1 . Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/679/EWG ( ABl . Nr. L 268

vom 29 . 10. 1993 , S. 71 ).
( ? ) ABI . Nr . I. 187 vom 16 . 7. 1988 , S. 14 . Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/ 18/EWG ( ABl . Nr. L 104

vom 29 . 4 . 1993 , S. 46 ).
( 4 ) ABl . Nr . L 196 vom 26 . 7. 1990 , S. 1 .
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II . Verfahren und Arbeiten

1 . Verfahren und Arbeiten gemäß Anhang I der Richtlinie 90/394/EWG .

2 . Herstellung und Handhabung von Anlagen, Zündmitteln oder sonstigen, Explosionsstoffe enthalten­
den Gegenständen .

3 . Arbeiten in Tierschauen mit wilden oder giftigen Tieren .

4 . Industrielle Schlachtung von Tieren .

5 . Arbeiten, die mit der Handhabung von Geräten zur Herstellung, Lagerung oder Inbetriebnahme von
Druckgas, Flüssiggas oder gelöstem Gas verbunden sind .

6 . Arbeiten mit Behältern , Becken , Speicherbecken, Ballons oder Korbflaschen , die unter Abschnitt I
Nummer 3 aufgeführte chemische Agenzien enthalten .

7 . Arbeiten unter Einsturzgefahr .

8 . Arbeiten, die mit Gefahren aufgrund von hohen elektrischen Spannungen verbunden sind .

9 . Arbeiten, deren Takt durch Maschinen bestimmt wird und die nach Akkord bezahlt werden .
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